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Stellungnahme 
10.09.2024 

Stellungnahme zur Kampagne der „Initiative Endlich e. V.“ – Irrefüh-
rende Werbung fördert Cannabisverharmlosung 
Mit dem Gesetz zum kontrollierten Umgang mit Cannabis und zur Änderung weiterer Vor-
schriften (kurz: CanG) wurde in diesem Jahr der private Eigenanbau durch Erwachsene zum 
Eigenkonsum sowie der gemeinschaftliche, nicht-gewerbliche Eigenanbau von Cannabis in 
Anbauvereinigungen legalisiert und gleichzeitig die ärztliche Verordnung und Abgabe von 
Cannabis zu medizinischen Zwecken (Medizinalcannabis) vereinfacht. Die aktuell groß auf-
gelegte Kampagne der „Initiative Endlich e. V.“ weist Wege zum schnellen und unkompli-
zierten Bezug von Medizinalcannabis. Die Kampagne verstößt aus Sicht der DGPPN, der 
Deutschen Gesellschaft für Suchtforschung und Suchttherapie (DG-Sucht) und der Deut-
schen Gesellschaft für Schmerzmedizin (DGS) gegen das Werbeverbot für verschreibungs-
pflichtige Arzneimittel. Die Fachgesellschaften halten die Kampagne darüber hinaus für ir-
reführend und gefährlich für die Gesundheit der Bevölkerung.  

Nach dem Inkrafttreten des neuen CanG ist Cannabis aus dem privaten oder gemeinschaftli-
chen Eigenanbau in geringen Mengen legal. Mit Blick auf die psychische Gesundheit vor al-
lem von jungen Menschen, braucht es aus Sicht der unterzeichnenden Fachgesellschaften 
umfängliche Maßnahmen, um befürchtete ungünstige Auswirkungen der Legalisierung zu 
vermeiden bzw. zu begrenzen. Die Umsetzung ist nun drängender denn je. 

Die aktuell laufende Kampagne der „Initiative Endlich e. V.“, bezieht sich formal auf den Be-
reich des Medizinalcannabis und stellt u. a. auf großen Plakaten im öffentlichen Raum und 
unter Beteiligung prominenter Personen Vorteile einer Anwendung von Medizinalcannabis  
(Medizinalhanf) vor. Die Darstellung hebt hervor, dass durch eine medizinische Verschrei-
bung von Cannabisblüten (Medizinalhanf) vielen Patientinnen und Patienten mit Volksleiden 
wie chronischen Schmerzen, Schlafstörungen, Angstzuständen und Depressionen „endlich“ 
geholfen werden könne [1]. Diese Behauptung entspricht nicht dem Stand der Forschung. Es 
liegen zwar erste Hinweise auf die Wirksamkeit von Cannabinoiden bei einer Reihe von psy-
chischen Erkrankungen vor, die aber nicht ausreichen, um konkrete Behandlungsstrategien 
abzuleiten [2-5]. Keine der genannten Anwendungen im Bereich psychischer Störungen ist 
evidenzbasiert und leitliniengerecht. Eine etwas bessere, wenn auch nur moderate Evidenz 
zum Einsatz von Medizinalcannabis liegt lediglich für die Behandlung von chronischen 
Schmerzen und Spastik bei Multipler Sklerose vor. Die vorliegende Evidenz betrifft jedoch 
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insbesondere THC-haltige Medikamente und deutlich weniger den Medizinalhanf. Es finden 
sich außerdem Hinweise auf unerwünschte psychische Nebenwirkungen [5-9]. 

Als medizinische Fachgesellschaften möchten die DGPPN, die DG-Sucht und die DGS die Not-
wendigkeit einer sorgfältigen Indikationsstellung sowie der leitliniengerechten Anwendung 
von Medizinalcannabis betonen. Die Ärzteschaft muss hier einer besonderen Verantwortung 
nachkommen. In die Entscheidung über eine Verschreibung ist einzubeziehen, dass die Ge-
fahr einer missbräuchlichen Verwendung von Medizinalcannabis besteht. Patientinnen und 
Patienten, die cannabisbasierte Therapien nutzen, sollen vom Behandler regelmäßig betreut 
und über mögliche unerwünschte Nebenwirkungen aufgeklärt werden.  

Die Kampagne schreibt sich auf die Fahnen, die medizinische Cannabisanwendung aus der 
angeblichen “Schmuddelecke” zu holen. Das ist irreführend. Medizinalcannabis hat weder, 
wie dargestellt, die behaupteten breiten Anwendungsgebiete, noch befand sich die be-
grenzte medizinische Anwendung von Cannabis in einer Schmuddelecke. Im Gegenteil: Seit 
2017 ist es möglich, Medizinalhanf ohne Einschränkung auf eine Indikation zu verordnen [8]. 
Dies ist im Bereich der Pharmakotherapie einmalig. Insoweit vermischt die Kampagne den 
privaten und bisher illegalen Cannabiskonsum mit der medizinischen Anwendung von Can-
nabis. Diese Vermischung erfolgt u. E. bewusst und intendiert und wir sehen diese Kam-
pagne deshalb ausgesprochen kritisch. Darüber hinaus geht sie mit einer Überschätzung the-
rapeutischer Effekte und einer Verharmlosung von einer, vor allem für junge Menschen, ge-
fährlichen Substanz einher. 

Vor diesem Hintergrund ist darauf hinzuweisen, dass in Deutschland ein Werbeverbot für 
verschreibungspflichtige Arzneimittel gilt (§ 10 HWG).  Hierzu zählen immer noch die medizi-
nischen Cannabispräparationen und -blüten. Bezüglich des Cannabis für den Freizeitkonsum 
ist die Werbung komplett und ausnahmslos verboten (vgl. CanG Artikel 1 § 1, Abs. 14 und § 
6). Auch wenn die „Initiative Endlich e. V. “ als Informations- und Antistigma-Kampagne auf-
tritt, steht nach unserer Einschätzung tatsächlich der Absatz von Cannabis im Vordergrund. 
Es werden verschiedene Telemedizin-Anbieter verlinkt, die den Bezug von medizinischem 
Cannabis auf (Privat-)Rezept ermöglichen. Durch die Kampagne wird eine breite Öffentlich-
keit, also auch Freizeitkonsumenten (und nicht nur die Patientengruppe, die tatsächlich von 
Medizinalcannabis profitieren könnte) angesprochen, um diese auf einen bequemen Ver-
triebsweg für Cannabis aufmerksam zu machen. Aus Sicht der DGPPN sollte im vorliegenden 
Fall daher auch die Wettbewerbszentrale aktiv werden. 

Die Gefahr der Zunahme des Cannabiskonsums in der Bevölkerung durch einen aggressiven 
Vertrieb von Medizinalcannabis wird auch von Befürwortern der Legalisierung gesehen [10]. 
Die Marktentwicklung [11] zeigt einmal mehr, dass – wie von der DGPPN und anderen schon 
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mehrfach gefordert – die Forschung zu den Auswirkungen des Cannabisgesetzes vorange-
trieben, umfassende Präventionsprogramme aufgesetzt sowie Einrichtungen der Suchtbera-
tung und der Suchtbehandlung besser ausgestattet werden müssen. 
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